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Beilage zu Nr . 283 - er Karlsruher Zeitung.
Freitag , 30 . November 18VV .

Badischer Landtag .
-j-f Karlsruhe , 28. Nov . 9 . öffentliche Sitzung der
weiten Kammer unter dem Vorsitz des Präsidenten
amey . (S . Hauptbl. Nr. 282 .)
Nach Verlesung des Adresse -Entwurfes macht der Bericht,

erstatte! der Kommission, Abg. Kiefer , zur Begründung
und Charakterisirung des Gesammtinhaltes desselben eine
Reihe von Bemerkungen . Es sei selbstverständlich gewesen ,
daß die Volksvertretung einen Anlaß wie den des 25jährigen
Jubiläums Seiner Königlichen Hoheit des GroßhcrzogS nicht
vorübergehen lasse , ohne ihrer Freude Ausdruck zu geben,
einen solchen Fürsten an der Spitze des Staates stehen zu
sehen .

Bedeutungsvolle Zeiten seien eS sodann , auf welche in
dem Entwürfe ein Rückblick gerichtet werde. Durch eine
große Reihe schwerer Kämpfe, vermöge deren es allein mög¬
lich war , die gegenwärtigen Grundsätze sestzustellen, sei das
System der Selbstverwaltung in Baden durchgeführt worden .
Bei Gelegenheit der Adresse , als feierlichen Aktenstückes , in
welcher die Thronrede mit dem durch die Volksvertretung
vermittelten Ausdrucke des Volkswillens beantwortet werde,
könne die Kammer nicht unterlassen , ihre Auffassung dieser
Entwickelung , das sei im Sinne der Mehrheit dieses Hauses
die Zufriedenheit mit der Vergangenheit kundzugeben.

Es sei kein Geheimniß, davon spreche die Welt, daß gegen¬
wärtig besonderer Nachdruck auf Besserung der materiellen
Verhältnisse zu legen, erhöhte Wachsamkeit aus Sparsamkeit
und Verminderung der Steuerlast zu richten sei. Nicht nur
in Baden , in Deutschland , in allen Staaten Europa '- sei
dieser Ruf vernehmlich geworden. In der Natur der Auf¬
gabe der Volksvertretung liege » hervorzuheben, daß nichts¬
destoweniger den geistigen Interessen, den idealen Bestre¬
bungen , die man sich nicht anders als mit einem Gefühle
der Religiosität verbunden denken könne , fortdauernde Förde¬
rung zu Theil werden müsse .

Im Jahre 1860 sei grundsätzlich der Kirche gegenüber
ausgesprochen worden , daß sie in ihren eigenen Angelegen¬
heiten vollständig frei und unabhängig sein solle . Da längst
der Aufmerksamkeit der Politiker klar sei, daß Aufstellung der
Prinzipien nicht genüge , daß dieselben in einer Fülle von
einzelnen Gesetzen durchgeführt werden müsse, sei die öffent¬
liche Thätigkeit in dem ebengenannten Gebiet auf eine An¬
zahl von Einzelgesetzen gerichtet gewesen , wie das Stiftungs¬
gesetz , das Gesetz über die Ausbildung der Geistlichkeit; der
letzte Landtag habe sich so mit den Volksschulen befaßt, man
sei dazu geschritten , den Staat für die öffentliche Bildung
selbst verantwortlich zu machen , in dem Bewußtsein , daß der
Religionsunterricht nach wie vor wichtigstes Element der
Volksbildung sei , daß aber konfessionelle Trennungen der
Volkserzietzungs-Anstalten nicht bestehen können. Deu Kirchen
sei anheimgegebeu, ihr Lehramt zu üben unter dem Schutze
des Staates ; der Geist der Verträglichkeit soll jedoch unsern
Kindern in den Schulen des Staates eingepflanzt werden,
nicht in dem Sinne, daß das konfessionelle Bewußtsein auf¬
gehoben , aber daß der KonfesfionaliSmus in jenen Schranken
gehalten werde , in welchen er mit dem Volksleben in Ein¬
klang bleibt, daß nicht Generationen in Haß und Zwietracht
statt Liebe heranwachsen. Er habe diese Dinge vorgeführt ,
um an einem Beispiel den Standpunkt der Partei zu ent¬
wickeln .

Seit Schluß des vorigen Landtages sei eine neue Regie¬
rung eingctreten. Vielfach sei in der Presse in Folge hier¬

von die Vermuthung geäußert worden, daß eine andere Po¬
litik werde eingeschlagen werden. Man habe alsbald aus
dem Munde des Landesherrn selbst vernommen , daß dies
ein vollständig unbegründeter Irrthum sei. Seine Partei
sei mit den damaligen Männern der Regierung weder in
Feindschaft noch in Freundschaft gestanden, wie dies die rich¬
tige Stellung der Volksvertretung . Um so freimüthiger ,
ruhiger und selbstbewußter könne man aussprechen , daß eS
nicht wahr , daß der Liberalismus Badens in einer Rück¬
wärtsbewegung begriffen. Auch fürderhin werde das Ver¬
trauen des Volkes sich bewahrheiten, daß nicht um Haares¬
breite abgewichen werde von der bisherigen Politik. Seine
Partei habe die Ueberzeugung , daß auch die gegenwärtige
Regierung in der Bahn beharren werde , in der der Staat
sich bis jetzt bewegte . Gerade darum sei in dem Rückblicke ,
der im Entwurf enthalten sei , mit Schärfe hervorgehoben,
was auf den vom Kampf berührten Gebieten von der Mehr¬
heit gewollt werde.

Außerdem sei eine Reihe von geschäftlichen Punkten be¬
rührt. Die gegenwärtige Lage der Verhältnisse gestatte nicht,
eine Herabsetzung der Steuern zu versprechen , wohl aber
eine gerechtere Vertheilung und dadurch Ermäßigung des
Steuerdruckes . Ebenso , wie auf dem Gebiete der Staats¬
steuern, werde auch auf demjenigen der Gemeindesteuern auS -
gleichend zu wirken sein.

Am Schluffe des Entwurfes sei hervorgehoben, daß Spar¬
samkeit in den Staatsausgaben auf allen Gebieten walten
müsse , im Uebrigen aber als Grundsatz die Forterhaltung
unserer wohlgeordneten Finanzverhältnisse ausgesprochen.
Redner endet damit, er hoffe , daß die Arbeit des Landtages !
in Frieden und Eintracht vollbracht werde. (Beifall.) -

Abg. Lender : Seine Partei bedaure, dem Adresseentwurf
nicht beitreten zu können . Die Gesinnungen der unwandel¬
baren Treue und ehrfurchtsvollen Ergebenheit anläßlich des
S5jährigen Jubiläums Seiner Königlichen Hoheit des Groß¬
herzogs thcile seine Partei ; deßgleichen wären er und seine
Parteigenossen in der Lage , ganz und vollständig hinsichtlich
der Beziehungen der engeren Heimath zum großen Vater¬
lande den Ausdruck des Entwurfes anzunehmen . Jeden
Vorgang würden sie mit Freuden begrüßen, der die Insti¬
tutionen des engeren Vaterlandes mit denen des weiteren in
Einklang bringe ; sie hofften, daß in Anerkennung dessen auch
das Reich und die Organe des Reiches die Rücksicht tragen
werden , welche die Würde unseres Heimathlandes erfordere.
Sie theilten die Auffassung , daß mit der Zeit eine Aende-
rung der badischen Verfassung nöthig werde, insbesondere sei
das System' der indirekten Wahlen abänderungsbedürftig.
Sie sprechen gerne der Regierung ihren Dank aus für die
Arbeiten zur Einführung der Reichs-Justizgesetze. Das
Kleinod der Einheit in diesem Gebiete sei ein so werthvolles ,
daß man sich über die Mängel der neuen Justizgesetzgebung
leicht hinwegsetze . Den Vorlagen der Regierung würden sie
unparteiisch gegenübertreten , ohne sie anzuerkenncn , ehe sie
sie kennten. Für die wichtigste Reform halte Redner die¬
jenige aus dem Gebiete des Steuerwesens. Auf dem Lande
sei wahrzunehmen , welchen Rückgang die Landwirthschaft in
den letzten Jahren genommen habe ; Fürsorge sei um so
wichtiger , weil wir diesmal vor dem Erträgniß einer ganz
geringen Ernte stehen . In Grundsätzen der Sparsamkeit
werde die Partei des Redners gewiß der Großh. Regierung
begegnen, wenn dieselbe an den richtigen Stellen geübt werde.
Andererseits sei allen Bestrebungen des Handels und der
Industrie Vorschub zu leisten , weil nur in der Förderung !

der wirthschaftlichrn Verhältnisse Abhilfe des gegenwärtigen
Nothstandes möglich sei . Die Nothwendigkeit der Vermeh «
rung der Staatsschuld habe überrascht; dieser Vorlage der
Großh. Regierung gegenüber würden er und seine Partei¬
genossen die gewissenhafteste Prüfung walten lassen .

Aus dem Bisherigen sei zu entnehmen, daß sie mit einem
großen Theile der Adresse einverstanden seien. Was sie ver¬
hindere, beizutreten , sei der Rückblick , den die Adresse auf
Kämpfe im geistigen und sittlichen Gebiete werfen zu müssen
glaube . Diese Auslassung beanstande seine Partei aus for¬
mellen und materiellen Gründen ; aus formellen , weil die
Thronrede keine Veranlassung gegeben, auf diese Gegenstände
zurückzukommen. Die Einstellung des Kulturkampfes in
Preußen, das schließlich die Entscheidung in der Hand habe,
sei nur eine Frage der Zeit. Es habe ihn auch noch be-
fremdet , daß die Majorität in der Adresse sich etwas glori¬
fizier ; der Ruhm sei seines Ermessens nicht so groß, wenn
man die Verhältnisse kenne, unter denen die Majorität seit
Jahren sich gebildet habe. Er sei der Letzte , der die Bedeu -
tung der liberalen und nationalen Partei unterschätze oder
geringschätze , aber da« müsse zugegeben werden, daß sie nicht
durch sich selbst allein geworden sei , sondern ihre Stellung
dadurch erlangte , daß die Regierung ihr ihren Arm lieh.
Lasse man an jener Stelle (auf den Regierungstisch deutend)
ein ultramontanes Ministerium sitzen , so werden sich die
Verhältnisse ganz anders ansehen . In materieller Hin¬
sicht bestreite die Partei des Redners die Anschauungen der
Majorität. Wären diese richtig, so müßte im geistigen, sitt¬
lichen, politischen und wirthschaftlichrn Leben ei» Fortschritt

! zu verzeichnen fein ; ein solcher lasse sich bei aller Unpartei-
! lichkeit nicht koustatiren. In Beziehung auf das Geistes¬

leben müsse bestritten werden , daß seit 1860 ein erhöhter
Fortschritt in den Schulen zu verzeichnen sei ; man erhebe
nur ein Gutachten über die jetzige Durchbildung . Was die
Sitten betreffe, so herrsche nur eine Klage über Verwilde¬
rung , über Vermehrung der Verbrechen und Vergehen ; in
der Korruption im Handel und Verkehr seien wir auf einer
Stufe angekommen, die mit Befürchtungen erfülle, insbesondere
stehen wir hinsichtlich des Umfangs , in welchem heute die
Lebensmittel verfälscht werden, in der Kulturgeschichte einzig
da . I » religiöser Hinsicht habe in allen Theilen , auch in
der protestantischen Kirche, das kirchliche Leben abgenommen .
Auch die politische Thätigkeit sei nicht gewachsen ; er glaube
behaupten zu dürfen , daß bei den letzten Wahlen sich
nicht 25 Prozent der Wähler bctheiligt haben, und nicht
etwa die Landbevölkerung, sonder » die Stadtbevölkerung habe
den geringsten Antheil genommen. Dieser Mangel an Sinn
für das höchste politische Recht des Staatsbürgers sei ein
Zeichen , daß das Volk nicht ganz mit Denjenigen überein -
stimme, die sich rühmen , die Mehrheit desselben darzustellen.
Die wirthschaftliche Lage schließlich müßte bei der anerkannten
Fertilität unseres Landes und dem Fleiße unserer Bewerbs-
leute , abgesehen von der allgemeinen Kalamität , eine bessere
sein .

Wenn hiernach Redner nicht in der Lage sei , dem Theile
des Entwurfes , der nichts als ein Programm, ein Partei¬
aufruf der Majorität sei , beizutretcn , so solle es doch nicht
an den Bemühungen seiner Partei fehlen , an den Aufgaben
dieses Landtages in Frieden mitzuwirken. Einig seien sie
in dem Wunsche: Gott segne Seine Königliche Hoheit den
Großherzog , Gott segne das badische Land.

Staasminister Turban . Hochgeehrte Herren! Der Ent¬
wurf Ihrer verehrten Kommission trägt die Stimmung des

* Liv seltsames Leben.
von Miß M . E. Braddon .

-(Fortsetzung au» Nr . L82.)
Sie hielt inne , verbarg ihr Besicht in ihren Händen und fuhr dann

hastig fort : »Eines Abends, als Mnriel am Kamin saß, mit ihrem
Brnder auf dem Schoße, den sie elnzufingeo suchte , brach sie plötzlich
in ein krampfhaftes Schluchzen aus . Ihr Bater erschrak zu Tode
und bemühte sich um sie in einer Weise , die ihren Instand nur »er-

schlimmer» , ich legte aber meinen Arm um sie und führte sie nach
ihrem Zimmer . MS wir allein waren , warf sie sich an meine Brust
und dann erfuhr ich die entsetzliche Wahrheit . Ein Kind sollte in die-

sew Hause geboren « erden — ein Kind, dessen Sebnrt verheimlicht,
dessen Bater nie genannt werden sollte."

»Hat sie Ihnen die volle Wahrheit gestanden?"

»Sie hat mir nicht» gesagt . ES wäre ein Geheimniß , sagte sie —
ein Geheimniß, da» zn wahren sie feierlich geschworen hätte , » aS auch
kommen möge . Sie bat mich , ihr zn vertrauen , an ihre Ehre zn
glauben, trotz Allem, « aS gegen sie sprach . Sie bat mich , sie irgend
wohin zu schicken , nach irgend einem Winkel der Erde , wo Niemand
ihren Namen oder irgend Etwa » über sie wisse . Ich sagte ihr aber,
daß e» keinen so verborgenen Winkel ans Erde gebe, wohin ihr nicht
Schmach nnd Verleumdung folge » könne, »nd daß für sie kein Zu¬
fluchtsort so sicher sei als ihre» Bater » Han ». »Wenn du fortgiugst,
würde c» nur Gerede verursachen" , sagte ich ."

„ SS kann eine heimliche Trauung stattgefunden haben " , sagte
Maurice .

»Ich habe sie gefragt, sie verweigerte mir aber darüber jede Ant¬
wort . Ich kann mir nicht denken , daß sie mir , ihrer Mutter , in
jener qualvollen Stunde die Wahrheit voreuthalteu hätte. Ich fragte
sie, ob George Penwyn der Schurke sei , der diese» Unglück über an¬

gebracht, aber auch hieraus erhielt ich keine Antwort . Sie habe ein

versprechen gegeben , welche» ihr die Lippen schließe, sagte sie. Ich
müsse da» Schlimmste von ihr denken , wenn ich ihr nicht zu vertraue »
im Stande sei."

„Hätten Sie nicht klüger und besser gehandelt, weun Sie Ihrer

Tochter Ehre vertraut hätten, selbst Angesicht » von Umständen, die sie
zu verurtheilea schienen ?" fragte Maurice in etwa» vorwurfsvollem
Tone .

„ Kann man wohl klug und besonnen sein , wenn man plötzlich Alle»
schwinden steht, wa» mau am meisten geliebt und geehrt hat ? Die
Entdeckung der Schmach meiner Tochter war bitterer für mich , als
er plötzlicher Tod hätte sein können. Al» ich sie an dem Abend ve»
ließ , betete ich , baß sie sterben und ihr Kammer «nd ihr entehrter
Name mit ihr in da» Grab finken möchte . Lin grausame » Gebet,
denke» Sie gewiß ; Sie haben aber nicht die Qualen empfunden , die
ich in jener Nacht gefühlt. Ich selbst zweifelte keinen Augenblick da¬
ran , daß George Penwyn der Manu sei, der » eine Tochter zu Grunde
gerichtet hatte. L» gab ja Niemand sonst , »ns den ich hätte Verdacht
haben können. Al» ich am nächsten Morgen in aller Frühe erwachte,
hatte ich meinen Plan bereit» einigermaßen festgestellt ."

Maurice hörte athemlo» zu , er fühlte, daß er der Enthüllung de»
Familiengeheimnisse» nahe sei — de » Opfer », welche» der Ehre nnd
dem Namen der Familie gebracht worden war .

„Wenn Jemand von «n» krank war , Pflegte un » die alte Frau
Treoaaard zu kurircn. Sie besitzt allerlei Rezepte und Arzneien für
kleine Leiden . Nur wenn e» schlimm stand, schickten wir nach einem
Arzte. Jetzt gebrauchte ich vor Allem die Vorsicht, Mnriel nach einem
Zimmer , da» über dem ihrer Großmutter liegt , zu bringen , einem
Zimmer , da», wie Sie wohl wissen , von dem übrigen Hause ab¬
geschnitten ist , um sie unter die Obhut der Frau Trevauar » zu
stellen , »nd zwar in solcher Weise , daß da» Hauimädchen — wir
hatten dawal» nur ein» — keine Gelegenheit hatte, sich ihr zu nahen .
Um da» an-zoführen , war ich natürlich gezwungen, Frau Trevanard
in '» Geheimniß zu ziehen . Sie können sich denken , wie schwer mir
da» wurde. Die alte Dame hat sich aber in der schweren Zeit sehr
hübsch bekommen und kein Wort de» Vorwürfe » gegen Mnriel au »-
gesprochen . „ Bring sie zn mir , da» arme Lämmchen," sagte sie, „ ich
werde zu ihr stehen , wa» auch kommen wag." Wir brachten also
Mnriel in jene» abgelegene Zimmer und ich theilte ihrem Bater mit ,
daß sie an schleichendem Fieber erkrankt sei nnd daß ich e» für da»
Beste halte, sie »er großmütterlichen Pflege anzuvertrauen . Er war
ängstlich und unruhig , und r» schien ein dnnkler Schatte » auf da»

Hau » zu fallen. Ich weiß wenigsten », daß ich mit brechendem Herzen
a» wein Tagewerk ging."

, S » muß allerding» eine schwere Zeit gewesen sein, " sagte Maurice
mitleidig .

„ Sie war so schwer , daß sie meinen Glauben au Gotte» Barmher -
»igkeit erschütterte. Mein Herz empörte sich gegen seinen AuSsprnch ;
aber gerade ol» weine Berzweiflung am größten war , schien mir die
Borsehung in unvorhergesehener Weise Hilfe zu senden .

„ E» war Mnter zu jener Zeit, » , » Ende de» Winter « war nahe
und da» Wetter war noch sehr hart. Da » Moorland war mit Schnee
bedeckt, »nd Niemand kam Borcel End von Anfang bi» Ende der
Woche nahe . Eine» Abend », bei Dunkelwerden, ich hatte eben den
Milchkeller verlassen, welcher vom Hause entfernt ist, ich ging über
den Hof, um nach der Küche zurückzukehren , al» ich «inen Mann un »
eine Frau benrrrkte, die im Schneegestöber über da» Thor Hereinblick «
tea — zwei so elende Wesen , wir man je gesehen hat . Mein Herz
war durch den eigenen Kummer gegen fremde « Leid hart geworden ;
ich ries ihnen als» zu, fortzugehen, da ich nicht» für sie habe ."

„Wenn wir von hier fortgeheu," erwiederte der Mann , „ so gehen
wir dem sicheren T °»e entgegen . Wenn Sie eine Christin sind , so
geben Sie un » ein Unterkommen für die Nacht. Wir haben Sra -
comb heute zeitig verlassen , um nn» nach Schloß Penwyn zu begeben,
da wir einen Brief mit haben, der un» »er Wohlthätigkeit de» Squire
empstehlt ; der Weg war aber weiter und beschwerlicher , al» wir ge¬
dacht, und hier stehen wir im Dunkeln, gerade aus halbem Wege. Ich
erbitte nicht viel von Ihnen — nur so viel, um un» vom Lode zu
erretten — ein Unterkommen für die Nacht in einer Ihrer Scheunen ."

„Dieser Bitte vermochte ich nicht zu widerstehen . E» war Platz
genug vorhanden , um zwanzig solcher Menschen anfznnehmeu . Ich
führte sie also auf einen Heuboden, der selten benutzt wurde, und gab
ihnen ein Bündel alte» Heu al» L^ er ; ein Brod und einen Krug
Milch trug ich ihnen selbst hinauf. Ich weiß kaum , wie mir der Ein¬
fall kam, sie selbst zu bedienen , anstatt er »-» Mädchen thnn zu lassen ;
ich » eine, e» war mir ein « ohlthuender Gedanke , ihnen selbst kleine
Haodreichnngen zu thnn , da ich wußte, wie tief meine Tochter gesun-
keu war , und meine« Gefühle nach eine gewisse Sühne in « einer
Deumth lag. (Fvrtsetzuug folgt.)



Patriotismus und jener edlen Wärme , welche eine schöne

Eigenschaft des badischen Volkes ist . Die Grundsätze ,

welche er in kurzen Zügen ausgesprochen hat , sind die¬

jenigen , welche seit einer langen Reihe von Jahren in

diesem hohen Hause vorgewaltet haben und welche von der

Großh . Regierung als die ihrigen anerkannt worden sind .

Ich hätte gewünscht , daß aus den heutigen Verhandlungen
eine allgemeine Zustimmung zu der Antwort hervorgehen
würde , welche das hohe Haus beschließt auf die Thronrede

unseres allverehrten Landesfürsten . Das ist nun aber

nicht möglich , denn es ist jetzt abermals konstatirt , daß

eben prinzipielle Gegensätze bestehen , die , in einzelnen

Gruppen fest einander gegenüberstehend , in diesem hohen

Hause vertreten sind . Die Großh . Regierung gehört aller¬

dings weder der einen noch der anderen Partei an , allein

sie kann sich nicht so stellen , daß sie es allen Parteien

jederzeit recht machen kann . Die Großh . Regierung muß

nach Grundsätzen handeln und wenn ihr die Wahl gestellt

ist zwischen so bedeutenden Gegensätzen , wie sie hier aber¬

mals aufgetreten sind , so kann sie nicht darüber im Zweifel

sein , welche Grundsätze sie zu vertreten hat , ich meine die

nämlichen , für welche auch die große Mehrheit der Kammer

stets eingetreten ist . Ich bin weit entfernt davon , zu be¬

haupten , daß unsere heutigen Zustände überaus glückliche

seien ; es ist vieles nicht so, wie es wünschenswerth wäre ,
und wir theilen diese Uebelstände mit weiten Gebieten

Deutschlands nicht nur , sondern mit vielen anderen Län¬

dern in Europa , ja weit über den Ocean hinaus . (Sehr

richtig . ) Es wäre deßhalb ein großer Fehler , wenn man

dem einen oder dem anderen Gesetze , dieser oder jener

grundsätzlichen Richtung in unserem Lande die Schuld bei¬

messen wollte , daß wir uns nicht ganz außerordentlich

glücklicher Zustände erfreuen : aber ich glaube es auch sagen

zu können , daß wenn die Partei , deren Redner Sie soeben

Gelegenheit hatten zu hören , sich am Ruder befände , sie

nicht den Beweis zu liefern im Stande wäre , selbst wenn

sie mehrere Jahre regieren würde , daß es ihr gelungen
sei , das Glück vollständig in unser Land einzuführen .

Ich möchte behaupten , daß , wenn eine ultramontane

Regierung an diesem Tische wäre , weder das Gutachten
der Militärbehörden zu ihren Gunsten ausfallen würde ,
noch die sittlichen und moralischen Zustände in einem er¬

höhten Maste hie Freude des Landes bilden würden .

(Beifall links . )
Ich glaube nicht , daß es ihr gelingen würde , den Wohl¬

stand des Landes mehr zu fördern , als es der bisherigen
Regierung in gemeinsamer Arbeit mit den Ständen gelungen
ist . Meine Herren ! ich glaube und sage es hier offen , eine
ultramontane Regierung würde nicht ein Jahr lang dieses
Land beherrschen (sehr richtig ) , denn das badische Land

perträgt eine solche nicht . Es verträgt keinen Rückschritt ,
eine ultramontane Regierung aber — ich will Niemanden

persönlich zu nahe treten — kann nicht anders , sie muß
zurückschreiten , und alle schönen Worte , die sie im Munde

führt von Freiheit , Gerechtigkeit und Wahrheit , würden
beim besten Willen , wenn sie die Herrschaft antreten sollte ,
fallen , und es würde das Gegentheil davon eintreten . Das

ist meine Meinung und darum sage ich : das badische Volk
würde eine ultramontane Regierung niemals ertragen .

(Bravo !) Meine Herren ! es ist ein glücklicher Zustand eines
Staates , wenn er in ruhiger Entwicklung auf einer Grund¬

lage , die in ernster Zeit erwählt , als die allein richtige ,
als die allein mögliche erkannt worden ist , wenn er auf
dieser Grundlage seinen weiteren Zielen entgegengeht . Eine

solche Grundlage ist allerdings in keiner Zeit so prägnant
und so entschieden ausgesprochen , wie in der Gesetzgebung
der 1860 er Jahre , von welcher die neuere Entwicklung
unserer öffentlichen Zustände datirt , deren wir uns heute
erfreuen trotz der Schattenseiten und Rückblicke , die wir
eben vernommen haben , und die uns nicht abhalten können ,
im Geiste dieser Gesetzgebung ruhig besonnen , wohl über¬

legt fortzuschreiten .
Ich habe mich darüber gefreut , daß wir uns mit Ihrer

verehrten Kommission in dem Gedanken begegnen , den wohl
auch Sie hegen werden , daß wir an einem Zeitpunkt an¬

gelangt sind , wo nach einer '
vieljährigen , angestrengten , alle

Gebiete des öffentlichen Lebens umfassenden legislatorischen
Thätigkeit vorwiegend darauf zu sehen sein wird , den Inhalt
und Sinn der neuen Gesetze mehr und mehr im Leben und

Bewußtsein des Volkes Wurzel fassen und für die öffent¬
lichen Zustände , im Staate , wie in den Verbänden der

Kreise und Gemeinden stark und fruchtbar werden zu
lassen . Es ist für die Behörden und Selbstverwaltungs¬
körper kein Leichtes , den durch diese Gesetze ihnen gestellten
großen Aufgaben ganz und gar gerecht zu werden ,
und es kann darum gewiß nur gebilligt werden , wenn
wir ihnen dieseJufgabe nicht erschweren , und nicht in gro¬
ßem Umfang und hastigem Tempo weiter fahren in der

Gesetzgebungs -Arbeit . Haben wir also jetzt im Wesent¬
lichen eine in sich abgerundete , wenn auch immer noch der

Verbesserung und weiteren Fortbildung fähige Gesetzgebung ,
so dürfen wir um so mehr einer anderen Aufgabe uns
widmen : der Pflege und Förderung des materiellen Wohles
unseres Volkes .

Wenn in dem Entwurf der Adresse im Hinblick auf die

Stellung unseres Heimathlandes innerhalb des Reichs der

Frage der Reform unserer Staatsverfaffung wieder näher
getreten wird , und wenn insbesondere auch der geehrte
Herr Vorredner diesen Punkt hervorgehoben hat , so glaube
ich hier sagen zu können , daß die Einrichtungen des Reichs
denn doch noch nicht in einer solchen Weise bis zur letzten
Vollendung ausgebildet erscheinen , daß wir in der Lage
wären , sofort auch unsere Einrichtungen heute schon dar¬

nach treffen zu müssen . Deßhalb und gestützt auf die Er¬

fahrung , daß jede Aenderung der Verfassung sich als eine

außerordentlich schwierige und delikate Arbeit erweist und
daß , je mehr man der Aufgabe nahe tritt , erst recht die
Schwierigkeiten und Bedenken wachsen , scheint der Großh .
Regierung für die Inangriffnahme dieser Reformarbeit kein

so dringendes .Bedürfuiß vorzuliegen , daß sie von ihrer

Initiative aus in dieselbe einzutreten hätte . Wenn von

irgend einer anderen Seite die Ausgabe in die Hand ge¬
nommen wird , werden wir natürlich mit sorgfältiger Prü¬

fung und lleberlegung den desfallsigen Anträgen gegenüber¬
treten . Was die Meinung des Herrn Abg . Lender be¬

trifft , daß die Aenderung des gegenwärtigen Wahlsystems
ein absolutes Bedürfniß sei , so vermag ich dies durchaus
nicht zuzugeben , wie ich auch nicht zugeben kann , daß das
indirekte Wahlsystem der Wahrheit zu nahe tritt . Es mag
ja sein , daß in einer oder der andern Gegend des Landes
das direkte Wahlsystem einer größeren Anzahl von Abge¬
ordneten der anderen Partei günstiger sein werde als das
indirekte , aber ich glaube nicht , daß ein bedeutender Unter¬

schied entstehen würde ; jedenfalls aber steht mir fest , daß
durch das indirekte Wahlsystem mit einer größeren Sorg¬
falt , mit einer größeren lleberlegung und mit größerer
Freiheit diejenigen Männer gewählt werden , denen das

öffentliche Vertrauen zugewendet werden kann , und daß
in der Thal viel mehr Wahrheit und Selbständigkeit in
der indirekten Wahl liegt als in der direkten .

Die einzelnen Gesetze , welche im Laufe des Landtages
vorzulegen sind , heute schon zu besprechen , kann nicht meine

Aufgabe sein ; ich freue mich , daß von den beiden Seiten

dieses hohen Hauses eine aufmerksame Prüfung dieser Ge¬

setze zugesagt wird , daß sie nicht von vornherein irgend
einer Opposition begegnen . Möchte es überhaupt gelingen ,
daß alle prinzipiellen Gegensätze durch den Geist der gegen¬
seitigen Achtung und durch d e n Verkehr , welcher auch den

Gegner ehrt , friedlich ausgetragen werden ; möchte es uns

so gelingen , daß wir den Bedürfnissen unseres Landes ge¬
recht werden , daß wir es fortbilden , daß wir aus unserem
Lande ein im Innern wohlbesorgtes Staatswesen und zu¬
gleich ein tüchtiges und angesehenes Glied des Reiches ge¬
stalten . Ich kann wiederholt mit den Rednern beider
Seiten nur recht lebhaft wünschen , daß der Geist der Ein¬

tracht und des Friedens hinüber helfen möge über die viel¬

leicht nicht ausbleibenden Kämpfe und daß wir schließlich
am Ende des Landtages uns sagen können : Wir haben
allesammt getreu dem Vorbilde unseres erhabenen Fürsten
zusammengewirkt

'
zum Besten unseres Volkes , zum Glücke

unseres Staats . (Bravo .)
Abg . Köhler ergreift das Wort , um im Namen der¬

jenigen Abgeordneten , welche dem Hause noch nicht früher
angehört haben , sein volles Einverständniß gerade mit den¬

jenigen Sätzen , welche soeben bekämpft worden seien , zu er¬
klären . Das von der Rechten zur Sprache gebrachte Thema
des Kulturkampfes nöthige auch ihn -, auf denselben zurück¬
zukommen . Die ultramontanc Partei habe sich den Namen

katholische Volkspartei beigelegt ; eine katholische Partei könne
aber nicht zugleich eine politische sein , da sie nicht in dem

gemeinsamen Boden des Saales wurzele und dessen Exi¬
stenz nicht unangetastet lasse . Redner geht nunmehr auf
eine Widerlegung der einzelnen Gründe ei« , aus welchen der

Abg . Lender den Rückblick der Adresse beanstandet hat . Was
den formellen Grund betreffe , so sei nicht einzuschen , warum
die Adresse sich nicht auch ohne einen Fingerzeig der Thron¬
rede in effrer bestimmten Beziehung äußern könne , umsomehr
als ein neues Ministerium Veranlassung gegeben habe , den

Standpunkt zu kennzeichnen . Daß die Einstellung des Kultur¬

kampfes nur eine Frage der Zeit sei , glaube auch er, aber in
einem anderen Sinne : wenn die Regierung fest , energisch ,
unentwegt bleibe , werde nur Frage der Zeit sein , wann die
Ultramontanen kommen und sich unterwerfen . Bezüglich
der materiellen Gründe sei es müssig , Nachweisen zu wollen ,
daß die Bildung Fortschritte gemacht habe . Wenn die sitt¬
lichen Verbrechen sich anscheinend erschreckend mehren , habe
dies seinen Grund in der größeren Strenge des R . St . G . B .
und in der Energie der Aufspürung . Daß allgemein über Ver¬

wilderung der Jugend geklagt werde , gestehe er zu, den gemachten
Vorwurf müsse er zurückgeben , er verweise auf die Zügel¬
losigkeit der ultramontauen Presse , auf die Art , wie der

passive Widerstand gelehrt werde . Die Lebensmittel - Fäl¬
schung habe natürlich erst mit den F̂ortschritten , die die

Chemie gemacht habe , beginnen können . Gewissenlose Spe¬
kulanten habe es zu allen Zeiten gegeben . Gerade inner¬

halb der katholischen Kirche sei es ein Grundsatz der Moral :
der Zweck heiligt die Mittel . Die Art , wie Handel und
Wandel betrieben werde , ja der Konfessionalismus könne
wohl Noth gelitten haben , da in der Kirche unaufhörlich
gegen die Gesetze geeifert werde . — Wenn von ultramontaner
Seite verlangt werde , daß die Verhältnisse zwischen der ka¬
tholischen Kirche und dem Staate nur im Wege des Ver¬
trages festgestellt werden , so sei dies ein direkter Angriff ;
gegen diesen habe man Gesetze gemacht , durch die man sich
schütze . Sobald die Angriffe zurückgezogen eien , werde es
Frieden geben .

Abg . v . Freydorf will untersuchen , ob der gegenwär¬
tige Waffenstillstand zwischen Staat und Kirche in einen
dauernden Frieden ijbergehen werde . Baden habe das Schick¬
sal gehabt , von der katholischen Geistlichkeit als erstes An¬
griffsobjekt in den Kirchenkonflikten ausersehen worden zu
sein ; nachdem die Hierarchie in den Kämpfen nicht nur in
Baden , sondern auch in anderen Staaten , insbesondere in
Preußen unterlegen , sinne sie auf Wiederherstellung durch
Fortsetzung der Agitation . Er sei mit dem Abg . Lender
darin einverstanden , daß Baden nunmehr in zweiter Linie
stehe und man die Kämpfe dem in erster Reihe betheiligten
Preußen überlasten könne . Mitunter durchschwirrten Ge¬
rüchte die Luft , die Ruhe auf kirchlichem Gebiet solle aus¬
recht erhalten werden auf Kosten der Gesetze und ihres Voll¬
zuges . Diese Befürchtungen seien vollständig widerlegt durch
die Behandlung der Gesetze seit dem letzten Landtage . Jeder
Zoll des Bodens , der verfochten werde , sei auch in dem übri¬
gen Deutschland , insbesondere aber dem Reiche von Wichtig¬
keit. Die Kirche suche eine Wiedereroberung des Kirchen¬
staates . Er beschäftige sich nicht damit , daß die Nothwen -
digkeit der weltlichen Herrschaft des Papstes zu einem
Dogma erhoben werden solle , wodurch jeder Katholik ver¬

pflichtet werde , in einem etwaigen Kriege auf Seite der
Kirche zu stehen . Thatsächlich habe die ultramontane Partei
im Reichstage schon im Jahr 1871 auf die Möglichkeit
einer Intervention Deutschlands zu Gunsten des Kirchen¬
staates hingcarbeitet ; er wolle die Fragen der hohen Politik ,
die sich daran anknüpfen , nicht erörtern , -nur konstatiren , daß
eine Intervention Frankreichs in Italien Deutschland mit¬
telbar oder unmittelbar in den Kampf führen könne . Wer

also einer derartigen Wiederherstellung das Wort rede , ar¬
beite auf den Krieg hin . Er erinnere daran , daß die Ver¬

breitung der Ansicht im Ausland im Jahr 1870 , Süd¬

deutschland werde , wenn nicht auf Seiten des Angreifers
stehen, doch neutral bleiben , jedenfalls eine Mitursache deS

damaligen Krieges gewesen sei. Wie er schon früher ausge¬
sprochen , sei er der Ueberzeugung , daß , wenn es wieder zum
Ernst komme, jeder Deutsche seiner Pflicht , seiner Fahne
folgen werde ; um so mehr müsse man vor einem Parteige «
triebe und einer Benützung der Presse warnen , welche nur

geeignet seien , im Jnlande die Gewissen zu beunruhigen , im
Auslande Hoffnungen auf Unterstützungen zu erregen .

Im Verlauf seiner Erörterungen bemerkt Redner noch ,
daß direkte und indirekte Wahlen in Bezug auf die Resul¬
tate kaum einen Unterschied ergeben , wie er an den Verhält¬
nissen Bayerns und Württembergs darthut .

Abg . Friderich erklärt , sich nicht auf das kirchlich - po¬
litische Gebiet begeben , sondern auf die wirthschaftliche
Frage eintreten zu wollen . Alle Mitglieder haben gestaunt ,
als sie von einer Unzulänglichkeit der Einnahmen gegenüber
unseren Ausgaben vernahmen . Nicht die Gesetzgebung habe
die gegenwärtigen Verhältnisse geschaffen , dieselben seien
überall hervorgctreten ; in den Jahren 1870 ff . , wo die

gleichen Gesetze bestanden , sei es Niemanden eingefallen , den

damaligen Aufschwung auf die Gesetzgebung zurückzuführen .
Er könne den Nachweis liefern , mit wenigen , offiziellen Zah¬
len , daß , trotz der bezeichneten Unzulänglichkeit , unsere Finanz¬
lage nicht im Rückgänge begriffen sei. Schon für die Jahre
1875 und 76 sei im Voranschläge eine Unzulänglichkeit der

Einnahmen von 404,336 Mark beziehungsweise 336,000 M .
angenommen gewesen , doch habe sich für beide Jahre ein
Einnahmeüberschuß von 3,680,000 resp . 3,400,000 ergeben ,
woraus man ersehen könne, mit welcher strengsten Vorsicht
bei Verzeichnung der Einnahmen vorgegangen werde . Aus
jenen Ueberschüssen wurde Deckung für außerordentliche Aus¬
gaben geschaffen ; Dank derselben war der Landtag in der
Lage, in freigebigerer Weise große Anstalten zu schaffen, auf
die das Land stolz sei. Jetzt sei der Moment gekommen ,
wo größere Sparsamkeit nöthig , um nicht eine Erhöhung
der Steuern erforderlich zu machen . Man werde sich ge-
fragt haben , warum ein Anlehen ausgenommen werde ,
warum das Defizit nicht aus dem Antheil von den Kricgs -
kontributionen gedeckt werde ; er wolle daran erinnern , daß
sich in der Amortisationskasse Aktivbeträge aus den Kriegs¬
kontributionen von über 9 Millionen befinden . Die Schuld¬
entnahme von 3,300,000 M . aus der Amortisationskasse
solle , wie er die Absicht der Regierung verstehe , nicht nur
in Rechnung erscheinen und durch Ueberschüsse gedeckt wer¬
den , sondern die Ueberschüsse 1878/79 sollten für spätere ,
außerordentliche Ausgaben Vorbehalten bleiben .

Er theile die Ansicht , daß man an einer Stelle angekom¬
men sei , wo man die Aufforderungen mit möglichster Vorsicht
zu prüfen habe . Weitere Aufgaben werden sich bei Bera -
thung der neuen Steuern , ergeben . Alsdann werde auch zu
untersuchen sein , ob das Verhältniß der verschiedenen direk¬
ten Steuern richtig gefunden sei. Er glaube sagen zu kön¬
nen , unsere Finanzverhältnisse , wie sie liegen , seien als gün¬
stige zu bezeichnen , und er möchte dies laut aussprechen , da¬
mit nicht im Lande sich die gegentheilige Ansicht festsetze .

Abg . v . Feder : Ihn beschäftige nicht die heute vornom -
mene Polemik , andere Bedürfnisse pochen an die Pforte . Er
hätte gewünscht , praktische Fragen in der Adresse berührt zu
sehen , deren Beantwortung ihm dem Volke gegenüber ein
Erforderniß scheine, namentlich in Anbetracht des Umstandes ,
daß man ein neues Ministerium habe .

Die Adresse betone das gute Verhältniß zum Bundes «
rathe ; daran habe er nie gezweifelt ; er wünsche nur zu
wissen , ob dies Verhältniß auch umgekehrt ein freundliches
sei. Im April habe er gelesen, daß von Baden der Antrag
beim Bundesrath aus Vergütung für Kasernirungskvsten
gestellt sei ; er halte diesen Antrag für begründet , es
interessire ihn , den Ausgang zu erfahren . Weiter habe
er gehört , daß von einer Abtretung indirekter . Abgaben
an das Reich die Rede sei und daß Baden gegen die
Uebertragung des Urkundenstempels an das Reich sich
ausgesprochen habe , man spreche ferner von einer Tabaks¬
steuer . Man könnte diese Fragen im Allgemeinen be¬
rühren , um zu erfahren , wie weit die Verhandlungen ge¬
diehen seien und welche Stellung Großh . Regierung zu ihnen
cinnehme . Er möchte sodann noch wissen , ob der Eisenbahn -
Krieg mit den Eisenbahnen in Elsaß - Lothringen dem Ende
nahe . Bezüglich der auf den Ausbau und die Entfaltung
der Einrichtungen des Reiches bezüglichen Stelle der Adresse

! bemerkt Redner , daß es ihm erwünscht wäre , ein Ziel abzu -
' sehen. Man beklage sich über Mangel der Reichseinnahmen ,
! mangelhaftes Budgetrecht des Reichstages . Diätenlofigkeit .
! Dies wolle er von der Stellung nach außen erwähnen . Be -
: züglich der inneren Politik sei er nicht im Stande , der
! Großh . Regierung oppositionelle Bemerkungen zu machen .
! Bestätigen wolle er nur , daß die Theilnahmslosigkeit gegen -
! über den öffentlichen Angelegenheiten im Allgemeinen immer
! größer werde ; namentlich sei auch erschreckend, daß die Ju -
! gend sich nicht um politische Angelegenheiten kümmere . Von
! diesem Gesichtspunkte aus sei nöthig , dahin zu wirken , daß
! größerer Antheil erweckt werde . Die Ansicht des StaatS -
! Ministers bezüglich der indirekten Wahlen theile er nicht ; die
i des Abg. v . Freydorf, daß das Resultat bei beiden Wahlarten
! das gleiche sei , halte er für richtig , allein hinsichtlich der Bethei -
! ligung verdienten die indirekten Wahlen als besseres Mittel
! der politischen Anregung und Bildung den Vorzug . Er

wollt die Großh . Regierung nicht drängen , aber es sei er -



forderlich , die Landtags - mit den Reichstags - Wahlen in
Einklang zu bringen . — Eine andere Frage von großem
Jntercss sei der Unterricht an höheren Lehranstalten ; er
weise daraus hin , daß Preußen sich in neuerer Zeit zur Auf¬
gabe gemacht , ein Unterrichtsgesetz zu erlassen , und er em¬
pfehle der Großh . Regierung , dem Vorgang Preußens auchin dieser Beziehung zu folgen . Auf die Zeitlage , die Fi¬
nanzlage wolle er sich hier nicht einlassen , bezüglich der
letzteren nur hcrvorhcben , daß er über die betreffende Stelle
der Thronrede betroffen gewesen sei und bezüglich der Steuer¬
frage bemerken , daß auch er es für die Aufgabe halte , Ge -
rrchtKit und Verhältnißmiißigkcit der Besteuerung herbeizu -
fühv7 Er stimme der Adresse bei.

Präsident des Finanzministeriums Geh . Rath Ellstätter :
Der Vorredner habe eine solche Fülle von Fragen angeregt ,
daß es im Rahmen der Adreßdebatte nicht möglich sei , dieselben
sämitlich zu beantworten ; er werde deßhalb heute nur auf ein¬
zeln , Punkte eingehen und behalte sich bezüglich der übrigen
Erwdcrung bei einer anderen Gelegenheit vor . Im Ein -
ganx seines Vortrages habe der Abg . v. Feder die Frageberürt , ob in dem guten Vernehmen der Großh . Regierung
zu dn Bundesrathe Gegenseitigkeit bestehe ; er könne ver -
sichen, daß man der Großh . Regierung entgegenkomme , daß
niemls ein minder gutes Verhältniß in Rede gekommen sei.
Dams , daß einem von Baden gestellten Anträge noch nicht
stattrgeben sei, lasse sich keine Folgerung ziehen . Der An -
tragmf Vergütung für militärische Bauten sei in der ver - °
fassugsmiißigen Vorberathung begriffen ; Redner hoffe auf
eine )ünstige Erledigung . Inzwischen sei es ungewiß ge-
wordl , ob das Kasernirungsgesetz überhaupt dem nächsten
Reicktage wieder vorgelegt werde , sonst würden die bezüg -
licherAnträge Badens und anderer deutschen Staaten da¬
mit re Erledigung gefunden haben .

Biiglich der Stellung zu den Reichs - Steucrprojekten sei
ganzichtig , daß die Großh . Regierung sich zur projektirten
Uebeiagung der Stempelsteuer auf das Reich ablehnend
verhan habe . Die Regierung theile die Auffassung , daß
das eich einer Steigerung seiner Einnahmen bedürfe , und
zwaricht durch Erhöhung der Matrikularbeiträge , sondern
durchöcrmehrung seiner eigenen Einnahmen . Redner sei
dsmitnverstanden , daß es das erste Bedürfniß sei, zwischendem nanzgcbict « des Reiches und demjenigen der Bundes¬
staate eine endgiltige Abgrenzung vorzunehmen . Gegcn -
wärtiset man nicht gesichert , daß die Anforderungen des
Reich >sich nicht von Jahr zu Jahr steigern ; die Ziehungeiner hranke sei deßhalb nothwendig , wenn nicht der Staats -
haush unerwünschten Schwankungen ausgesetzt werden
solle . ) as Gebiet der indirekten Steuern sei dem Reiche
verfastgsmäßig zugewiesen , dort werde wesentlich die Ver¬
mehr « der Reichseinnahmen zu suchen sein . Zu den Ein¬
nahme die den Einzelstaaten zu verbleiben haben , rechne
die Gy . Regierung nicht blos die direkten Steuern , sondern
auch bin Form von Stempeln erhobenen Gebühren . Die
einzelnStaaten haben ein zu weites Gebiet von Aufgaben ,das di -inanzen in Anspruch nimmt , zu lösen , als daß nicht
dafür ,rgt werden müßte , daß diesen Staaten auch ein eut -
sprecheß Gebiet für ihre finanziellen Bewegungen Vorbehalten
werde . !s diesem Grunde habe die Großh . Regierung nicht da¬
für einen können , daß Theile der direkten Steuern oder die
Stempeuer auf das Reich übertragen werden ; sie sei um
so metzegen das vorliegende Projekt , als es zwar eine
Vermiiung der Matrikularbeiträge , aber einen weit größe¬
ren Arü an den Landeseinnahmen zur Folge haben werde ;
dieser ffall würde für Baden zwischen 1 — 2 Millionen
Mark legen haben . Die Ansichten der Großh . Regierung
in der »Mission seien auch a derweit von den in der Kom -
missionrtretenen Regierungen in manchen Beziehungen
getheiltrden ; das Resultat werde wohl sein , daß das
Projekt ch in beschränkter Weise , in der die Kommission
es vorjlagen habe , nicht zur Ausführung gelangen werde .

Uedee Regelung der Beziehungen und die Schlichtung
obwalte Meinungsverschiedenheiten zwischen der Verwal¬
tung diesseitigen Staats -Eisenbahnen und der Reichs -
Eisenba in Elsaß -Lothringen seien Verhandlungen im
Gange , eine friedliche und freundliche Lösung erwarten
lassen , l die Finanzverhältnisse angehe , habe der Abg .
v . Fedcklärt , er sei betroffen gewesen . Diese Empfin¬
dung siederholt hervorgetreten und man habe Schlüffe
gezogenf eine vorhandene ungünstige Lage , die aber in
der Ttzcht bestehe ; im Gegentheil sei unsere Finanzlage
eine ganser Staatshaushalt ein geordneter . Nur darauf
habe Liste Behandlung des Gegenstandes Seitens der Re -
gierungoeisen wollen , daß eine Unzulänglichkeit vorhanden
sei, dier augenblicklich durch Verwendung von Aktivver¬
mögen kt werden dürfte , welche jedoch dringend dazu auf¬
fordere,die Zukunft es zur festen Regel zu machen , die ge-
sammteSgaben durch entsprechende Einnahmen zu bestreiten .
Wenn einer Schuldenvermehrung die Rede sei, wäre es
doch faanzunehmen , daß nun der Staats -Haushalt mit
dm Zidieser Schuld belastet erscheine ; in der diesmali¬
gen Lperivde sei so wenig als in der vorigen eine
Dvtatir Amvrtisativnskasse erforderlich , weil die Aktiv¬
zinsen ben nicht nur ihren Schuldzinsen - Bedarf über -
schreiterdern auch noch ein nennenswerther Betrag zur
weiterehuldentilgung bezhw . Vermehrung des Aktivvcr -
mögentbrige . Der Abg . Friderich habe schon einige
Zahleneführt ; Redner wolle nur hervorheben , daß die
verzinsItastsschuld am 1 . Januar 1867 20,700,000 fl .
oder rB,000,000 M . betragen habe . Jetzt sei von
dieser d nichts mehr übrig , sondern rin Aktivvermögen
von be 10,000,OM M . vorhanden . Allerdings sei dies
zu einvßen Theile dm Mitteln aus der franz . Kriegskon -
tributv danken , jedoch anderseits auch der regelmäßig fort -
schreitLilgung . Hiernach sei evident , daß von dem Staate
wie vinem anderen vorwärts gewirthschastet worden
sei ; dm s. Zt . die Kriegskontribution nicht für lau¬
sende Len , sondern zur Schuldentilgung verwendet , sei
eine , Maßregel gewesen , die es jetzt gestatte , eine

außerordentliche Aufwendung ohne Belastung des Staats¬
haushaltes aus dem vorhandenen Aktivvermögen des Staats
zu bestreiten . Auch bisher sei vorgekommen , daß ein außer¬
ordentlicher Zuschuß aus der Amortisationskasse in Anspruch
genommen wurde , seit 1865 sei dies in fünf Finanzpcrio -den viermal geschehen, allein diese Gewohnheit sei keine
rühmenswerthc , und gerade dies wolle die Großh . Regie¬rung für die Zukunft abstellen . Eine Steuerechöhung seidessenungeachtet nicht eingetreten und werde hoffentlich auchfernerhin nicht nöthig fallen . Die Großh . Regierung habe ,wie schon erwähnt , Gewicht darauf gelegt , daß klar gemachtwerde , daß nicht alle Ausgaben durch Einnahmen gedecktseien . Ihm sei es von größtem Werth , daß in Zukunft je¬der Pfennig im Voraus gedeckt sei. Ec hoffe , daß das Ver¬

fahren , der Amortisationskasse einen außerordentlichen Zu¬schuß entnehmen zu müssen , künftig leichter vermieden werdenkönne in Folge der Neueinrichtung des Budgets , wonachordentliches und außerordentliches Budget zusammen behan¬delt werden . Von nun an werde mit voller Kenntniß der
einzelnen Positionen und voller Kenntniß der zur Verfügungstehenden Einnahmen berathen werden . Es sei sogar der
Zweck , weßwegen die Großh . Regierung dem Budget eineandere Gestalt gab , eine Schuldenvermehrung zu verhüten .Wenn Redner sage , daß eine Schuldenvermehrung nicht ein -treten werde , so hoffe er, daß sich wie bisher Ueberschüffe er¬
geben ; ob diese Hoffnung sich erfülle oder nicht , wisse er nicht .Was das Steuerbudget betreffe , so sei die Großh . Regie¬
rung nur bemüht , die Steuerlast möglichst gerecht zu ver¬
theilen ; sie könne sich nicht der Erwartung hingeben , daßder Zustand einer gerechten Vertheilung als solcher , je all¬
seits werde anerkannt werden , aber die Regierung werde in
ihrem Streben , ihn zu erreichen , nicht ablassen und werde
auch da , wo sich bei der Ausführung Mängel des Gesetzes
Herausstellen , gerne bereit sein , ihrerseits zu einer Abhilfemitzuwirkcn .

Abg . Förderer . Es sei seiner Partei der Vorwurfgemacht worden , daß sie den Kulturkampf in ' s Haus ge¬worfen , derselbe sei jedoch nicht von ihrer Seite begonnenworden . Als der Entwurf der Adresse erschienen sei, hättener und seine Parteigenossen sich gefreut , daß sie ihre Zu¬stimmung geben könnten . Nach Allem aber , was noch in den¬
selben hinein getragen worden sei, könnten sie demselben nichtmehr beitreten . Ihm sei bei der Glorifikation der Majoritätin ihrem Entwürfe der Schluß des Schöpsungsberichtes im
ersten Buch Mosis eingefallen : „ Der Herr sah Alles , was er
gemacht hatte , und siehe da , es war gut . " Dies könne der
allmächtige Herr sagen , nicht aber die Gegenpartei , bei wel¬
cher auch , wie bei anderen Menschen , srrurö dumummr sei.Damit , daß man keine Fehler gemacht haben wolle , werde nichtsbesser. Seine Partei wäre , wenn dies nicht mißdeutet wer¬den könnte , auf die Debatte gar nicht eingegangen , da dieDebatten anfangcn unfruchtbar zu werden .Der Staatsminister habe das Gespenst einer ultramon¬tanen Regierung herausbeschworen , diese Gefahr sei nichtvorhanden : die Kirche habe in Baden ruhig gewirkt , ohnedaß eine ultramontane Regierung bestand , und so könne cswiederkommen . Es sei darauf hingedeutet wordm , daß eine
Erhöhung von Tabaksteuer und -Zoll , auch möglicher Weiseein Tabaksmonopol in Aussicht stehe , diese Aussicht sei viel
mehr Gespenst als eine ultramontane Regierung ; die In¬dustrie werde durch dieselbe gelähmt , es wäre gut , wenn die
Regierung Stellung nähme . Der Abg . Köhler habe den Vor -
Wurf ausgesprochen , daß an dem Niedergänge des sittlichenLebens die Geistlichen Schuld hätten ; er trage kein Bedenken ,einzugestehen , daß die Kanzel mitunter mißbraucht werde , alleinman dürfe darum diesen Vorwurf nicht allgemein anssprechen ;es gäbe auch Anwälte und Richter , die nicht aus der Höheihrer Aufgabe ständen , es sei unrecht , daraus auf den gan¬zen Stand zu schließen . Auch der Kulturkampf wirke mitan der Entsittlichung , die Autorität habe Schaden gelitten ,die der Kirche , wie des Staates . Er sei kein Gegner der

staatlichen Autorität , er wisse, daß dieselbe nöthig sei; es be¬
stehe jedoch zwischen dem modernen Staat und der alten
Kirche ein prinzipieller Gegensatz : Die Kirche begehre nichtdie Herrschaft über den Staat , könne aber dem modernen
Begriff der Omnipotenz des Staates nicht nachgeben , sonsthöre sie auf .

Das Gesetz über Vorbildung der Geistlichen habe garkeinem Bedürfnisse entsprochen , die Staatshoheit war dadurchgewahrt , daß jeder Theologe , wie die Angestellten des Staates ,das Lyceum besucht und außer der Theologie aus der Uni¬
versität zwei Philosoph !!» gehört haben mußte . Dem Dota -
tionSgesetz sei eine Klausel beigesügt worden , die dasselbe un¬
gerecht erscheinen lasse . Was die Schulgesetze betreffe , so seiendie Mischschulen zwar noch nicht lange eingrführt , doch lassensich dieselben immerhin einigermaßen beurtheilen . Die Spar¬samkeit der Maßregel habe sich nicht bewährt ; die Er -
theilung des Religionsunterrichtes sei erschwert ; einen pein¬lichen Eindruck mache cs , wie man gegen die Schulschwesternvorgegangen sei. Redner zeigt sodann zwei Bilderbogen vor ,deren einzelne , für Kinder nicht sehr passende Bilder als
Prämien in Frciburg vertheilt worden seien .Ob der Kirchenstaat nothwendig , dies sei interne Frageder Katholiken ; was das Deutsche Reich dabei zu thun habe ,sei nicht klar .

Ueber die Prinzipien könnte seine Partei mit den Gegnernnicht streiten . Die Ansicht habe er, daß der moderne Staatin dem , was die Socialdemokraten , die begeistertsten Anhän¬ger der Omnipotenz des Staates , anrichten werden , zuGrunde gehen , und daß alsdann , gemäß einem uralten Ge¬
setz der Weltgeschichte , nach dem vierten Stand wieder der
erste zur Herrschaft kommen werde .

Ministerialpräfidcnt Stösser . Hochgeehrte Herren ! Ichhatte nicht die Erwartung oder ich darf wohl sagen die Be -
sorgniß , daß ich mich genöthigt sehen müsse , Ihre heutigeVerhandlung aufzuhalten . Aber es sind doch einige Be¬
trachtungen , namentlich von dem letzten Herrn Redner ange¬stellt worden , die es mir zur Pflicht machen , gleichfalls in

die Diskussion einzugreifen . Ich erlaube mir zunächst an -
. zuknüpfen an jenen Theil der Adresse, der vorzugsweise eineder wichtigsten Stellen des Departements betrifft , das ichzu vertreten die Ehre habe . Es ist das der Theil der
Adresse , der davon spricht , daß die Volksvertretung Badens ,auch hierin dem edlen Vorbilde des Fürsten folgend , es alsihren höchsten Beruf selbst inmitten schwerer und ungünstigerZcitlagen erachtet hat , ihre ganze Sorgfalt der Pflege dergeistigen und sittlichen , von wahrer Religiosität durchdrun¬genen Bildung res Volkes zu widmen . Gerade diesen Theilder Adresse habe ich mit aufrichtiger Freude begrüßt , weilmir ein großer Theil der Mißstände , die heutzutage beklagtwerden , gerade darin zu liegen scheint , daß die materiellen

Fragen viel zu viel in den Vordergrund gestellt werden unddie idealen Seiten der menschlichen Natur mehr im Hinter¬gründe bleiben . Ich freue mich , daß dieses Haus einen sogroßen Antheil daran nehmen will , den idealen Theil unsererStaatsausgabe zu fördern , und daß dieses hohe Haus dieAbsicht hat , frischen , frohen Muthes daran zu gehen , die Re¬gierung in dieser Aufgabe zu unterstützen . Ich glaube auch ,daß ein großer Theil desjenigen , was hinsichtlich der Jugendund der zunehmenden Lauheit gegenüber den öffentlichen An¬liegen beklagt wurde , gerade daher kommt , Laß man gewöhntist , den persönlichen Erwerb , den Zug nach idealenGütern demjenigen , was unverkennbar geistiger , idealer Natur
ist, voranzustellcn . Ich denke, in dieser Hinsicht wird ohneallen Unterschied der Parteien allseitige Bereitwilligkeit vor¬handen sein , diesem Mißstande durch Pflege der materiellen
Interessen so viel als möglich abzuhelfen . Ich habe michaber auch aufrichtig gefreut , daß an dieser Stelle auch vonden religiösen Empfindungen die Rede ist , daß die Pflegeder Religiosität eine hervorragende Stellung iu unfern Be¬
strebungen einnehmen müsse . Es ist mir das ganz aus dem Her¬zen gesprochen ; ja die Großh . Regierung wird immer darauf be¬dacht sein , der Pflege der religiösen Bedürfnisse alle Fürsorgeund Liebe zu schenken , nicht allein deßhalb , weil man sagenkann , daß ein religiöser Mensch eine sichere Garantie für die
Aufrechterhaltung der Staatsordnung bilde , sondern in viel
höherem Grade deßhalb , weil nach meiner Uebcrzeugung die
religiösen Bedürfnisse so tief in der menschlichen Natur be¬
gründet sind , daß deren Pflege nicht verkümmert , nicht ver -

, säumt werden darf , wenn nicht Las Wohl Aller darunter- leiden soll . Ich erachte es deßhalb sür die Pflicht der Re¬
gierung , ihre ganze Aufmerksamkeit beinahe in einem nochhöheren Grade der Pflege dieser Interessen zu widmenals derjenigen der materiellen Interessen und der Ab¬
hilfe des materiellen Nsthstandes . Dabei wird aber die
Großh . Regierung berücksichtigen , daß die Art der Befrie¬digung der religiösen Bedürfnisse sehr verschieden sein könneund daß man Seitens des Staats nicht berechtigt ist , deneinzelnen Menschen und Vereinen ihre religiösen Meinungen unddie Art ihrer Pflege vorzuschrribrn . Die Großh . Regierungbefindet sich aus dem Standpunkt der Religionsfreiheit . Wienun , wenn dem entsprechend verschiedene ReligionsgescÜ -schaften im Staatsgebiet erscheinen , wie soll es gehaltenwerden , wenn sicy Konflikte zwischen diesen ergeben, wer hatda zu entscheiden ? Offenbar nur eine Macht , die über ihnensich befindet , d. i . der Staat . Sie ersehen schon aus diesemUmstande , daß die Forderung , das Verhältniß der Kirchezum Staate solle nur im Wege des Vertrags geordnetwerden , nicht haltbar ist. Dieser von der katholischen Kircheerhobene Anspruch legt uns die Frage vor , ob es gestattetsein könne , daß eine Körperschaft dem Staate nur unter derBedingung ihrer Zustimmung zu gehorchen habe. Eine Bejahungdieser Frage würde uns sofort vor die Grenze der Anarchiebringen . Denn was von der einen Körperschaft gilt , warumsollte das nicht von allen gelten , und was von den Körper¬schaften , warum nicht auch von den Individuen , und wasvon den kirchlichen Dingen , warum nicht von allen andern .Die katholische Kirche erhebt auch diesen Anspruch nur deß¬halb , weil ihre Traditionen zurücklausrn bis zu jenen primi¬tiven Anfängen germanischer Staatsbildung , in welchenallerdings die öffentlichen Rechte und Pflichten in der Arteines Privatvertrags vertheilt waren . Daß die katholischeKirche diesen Anspruch jetzt noch erhebt, spricht nicht für dieRichtigkeit ihrer Behauptung , sondern für ihre Macht . Bisin die Mitte unseres Jahrhunderts hat die Vertragsidee inKonkordaten und Konventionen ihren Ausdruck gefunden undes ist ein Verdienst des badischen Staates , zuerst den Grund¬satz zur praktischen Geltung gebracht zu haben , daß auch diekirchlichen Dinge im Wege des Staatsgesetzcs ihre Erledi¬gung zu finden haben . Es ist dies geschehen unter vollerAnerkennung der Freiheit und Selbständigkeit der Kirchen undim Einklang mit der freien Entwicklung in allen andernLebeaskreisen , wie dies in der ewig denkwürdigen Proklama¬tion vom 7 . April 1860 seinen Ausdruck gefunden hat . Dasist die badische Tradition und an dieser wird die Groß¬herzogliche Regierung sesthalten . ( Beifall .) Sie wird daransesthalten , daß alle diese Verhältnisse , auch die kirch¬lichen , durch das Staatsgesctz zu ordnen sind und aufkeinem andern Wege der Vereinbarung , als dem mit denStänden . Ich verkenne nicht die Mißstände , die durch denWiderstreit der Meinungen zwischen Staat und Kirche auchsür den Staat hervorgetreten find . Aber es gibt auch fürden Staat ein non possumus , bei dem man hoffen muß ,da die endgiltige Regelung doch in den Händen Gottes lie¬gen wird , daß sein Beistand eine in ihren Pflichten treueRegierung nicht im Stiche lassen wird . Der Abg. Fördererist indessen auch eingegangm auf dm materiellen Inhalteinzelner Gesetze . Er hat sich namentlich beschäftigt , diewissenschaftlichen Prüfungen der Geistlichen zu beleuchten .Er hat damit aber nicht das Richtige getroffen , wenn ersagte , daß man sich mit der Absolvirung des Lyceums zubegnügen habe . Es war früher anders . Es bestand frühernoch eine Prüfung , der eia landesherrlicher Kommissär bei¬wohnte , die auch mit so manchem Andern in den fünfzigerJahren ihr Ende gefunden hat . Es war aber auch frühereine solche Sluf -nrrkjamkeit aus die Qualität der Geistlichen



im Wege der Prüfung nicht so nothwendig, weil der Geist¬

liche früher mehr Staatsbeamter war und das Ermessen
des Staats bei seiner öffentlichen Verwendung weit eingrei¬

fender war. Der Herr Abg . Förderer ist aber auch im Irr»

thum, wenn er glaubt, man verlange von den Angestellten
des Staats auch nicht mehr als das Absolutorium des Gym-

oasiums . Man verlangt ja noch eine förmliche Staatsprü¬

fung . Man ist daher berechtigt , auch von den Geistlichen
bei ihrer hohen Bedeutung als Lehrer des Volkes noch einen

weiteren Beweis ihrer Befähigung zu verlangen, ehe sie in

öffentliche Thätigkeit treten . So wenig, wie der Herr Abg.

Förderer , wird dieses Haus oder die Großh. Regierung
den Anspruch auf Unfehlbarkeit erheben , sollte sich die

Nothwendigkcit einer Abänderung unserer Gesetzgebung in

dieser Beziehung ergeben , so wird eine solche erfolgen,

natürlich aber nur in Vereinbarung mit den Ständen. Ob

diese Abänderung nothwendig ist , wird die Zukunft lehren .

Man wird auch hier , wie m der Gesetzgebung überhaupt
mit aller Ruhe vorzugehen haben und ich glaube , bevor man

von Seiten des Staats an irgend welche Veränderung dieses

Theils unserer Gesetzgebung denken kann , muß man sicher

sein , daß die Kirche auch die Ordnung des Staats aner¬

kennt .
Was nun die Durchführung der gemischten Schule be¬

trifft , so hat der Hr. Abg. Förderer recht, wenn er sich zur

Zeit noch eines bestimmten Urtheils darüber enthält, da das

Gesetz erst so kurz zum Vollzug gekommen ist. Er hat auch
die im Laufe des letzten Jahres eingetretene Auflösung ein¬

zelner Lehrinstitute berührt . Ich hätte mich gefreut , wenn

jene Institute sich in der gleichen Weise an der Erziehung
des Volkes betheiligt hätten, wie dies von ganz gleichartigen
Anstalten geschehen ist und geschieht. Und sie hätten jene

Maßregel gut vermeiden können , wenn sie sich mehr durch

Rücksichten auf den Zweck ihrer Errichtung, den Unterricht ,
und weniger durch Einflüsse anderer Art hätten leiten lassen .

Ich will aber die Zeit des Hauses mit dieser Angelegenheit
nicht länger in Anspruch nehmen . Die Maßregel ist s . Z .

von der Großh. Regierung in dem offiziellen Blatte aus¬

führlich beleuchtet worden und ich erlaube mir darauf hin-

zuweisen. Die in einer Schule vorgekommenen Taktlosig¬
keiten, die von dem Hrn . Abgeordneten berührt wurden, muß

ich mit ihm beklagen , ich kann ihm aber die Versicherung
geben , daß so oft von seiner oder anderer Seite derartige

unpassende Vorgänge zur Kenntniß der Oberschulbehörde oder

des Ministeriums gebracht werden , denselben mit allem

Nachdruck begegnet werden wird.
Was also den materiellenInhalt der hier in Betracht ge¬

zogenen Gesetze betrifft, so wird es sich zunächst darum handeln ,

abzuwarten, in welcher Weise sie ihre Wirkung äußern . Sollte

diese der Art sein , daß von Seite der Großh. Regierung eine

Abänderung für nothwendig erachtet wird , so wird sie es

für ihre Pflicht erachten, den Ständen dieses Landes eine

Abänderung vorzuschlagen . Aber , wie gesagt , hier heißt eS

abwarten und nicht leichthin und ohne gewichtigen Grund

an die Abänderung dessen gehen, was wohlerwogen und im

Einklang zwischen Regierung und Landesvertretung festgestellt
wurde . Wie dem auch sei , in allen diesen Fragen und wo

immer cs sich um Angelegenheitender Religion und der Kirche

handelt , wird die Großh. Regierung Vorgehen mit der Rück¬

sicht und der Milde, welche das Bewußtsein einflößt , sich den

heiligsten und empfindlichsten Gefühlen der menschlichen Natur

gegenüber zu befinden , zugleich aber auch mit der Festigkeit ,

welche nie vergißt, daß es sich bei der Festhaltung des Rechts

des Staats nicht allein um Erhaltung wichtigster Lebensbe -

dingungen des Staates handelt, sondern zugleich auch um

Erhaltung der wahren Grundlagen des religiösen Friedens
uud der religiösen Freiheit.

Abg . Bürklin von Karlsruhe : Die Rechte habe von

jeher die Vorliebe gehabt, die Schattenseiten des Lebens zu

sehen, ihre Anschauung sei jedoch zu schwarz, zu pessimistisch.

Durch die Presse und die Statistik werde heute jeder

einzelne Fall eines Verbrechens verbreitet; fasse man

die Summe zusammen , resultire für heute, früheren Zeiten

gegenüber doch eine höhere Gesittung. Wenn wirklich der

Fall sei , daß etwas mehr Unfug geübt werde , so dürfe
man dies am Ende eines großen Krieges , bei der jungen
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Freiheit , deren Miß¬

bräuche nicht Folge der Freiheit , sondern der vorherge¬

gangenen Unfreiheit seien, nicht zu hoch anschlagen .
Es bleibe das unbestreitbare Verdienst des badischen

Landes, auf dem Gebiete des kirchlichen Lebens in einer

Weise vorangegangen zu sein , die Nachahmung im

Reiche gefunden habe. In dieser Nachahmung finde sich
die beste Gewähr für die Richtigkeit der Gesetzgebung.

Die neue Schulgesetzgebung sei von der! Bevölkerung
mit einer überraschenden Schnelligkeit und mit der größten
Bereitwilligkeit ausgenommen worden . Die Ultramontanen

sollen sich keiner Täuschung hingeben , die Bewegung, die

sie veranlaßten, sei in wenigen Theilen Deutschlands po¬

pulär , bei uns unpopulär . Den Kampf werde seine

Partei fortsetzen , so lange von der andern Seite Angriffe
gemacht würden ; ein energischer Ausspruch, daß man auf
dem Wege der Freiheit bleiben wolle , sei darum am Platze.

Es sind zwei Anträge eingekommen , einer von den Abgg .

Huffschmidt , Näf und Bechert auf Schluß der allge¬
meinen Diskussion , der andere, unterzeichnet von den Abgg .

Stigler , Fieser , Pflüger , Frank von Theningen,

Frey und Fauler , dahin lautend , die Generaldiskulsion

zu schließen und unter Verzicht auf die Spezialdiskussion die

Abstimmung über die Adresse im Ganzen vorzunehmen .
Der Antrag Huffschmidt wird angenommen.

Abg . Kiefer , als Berichterstatter, erhält nochmals das

Wort. Derselbe faßt die Ergebnisse der Debatte in län¬

gerem Vortrage zusammen und beleuchtet dieselben . Beson¬
ders hebt Redner hervor : wenn er geäußert habe , eine

Regierung dieses Landes werde nicht einer Partei ange¬

hören können, so wünsche er hierüber noch ein Wort der Au¬

fklärung zu sagen ; er glaube, daß eine Parteiregierung , die

als solche Opportunitätsbestrebungen folgen müsse, nie im

Einklang mit den liberalen Forderungen stehen könne, die

Regierung müsse Gerechtigkeit über Alles achten. Anderer¬
seits sei es oberster konstitutioneller Grundsatz , daß das

Ministerium die politischen Ansichten der Majorität der

Volksvertretung theile , daß in wirklichem Streben d^ Re¬

gierung sich ein richtiger Ausgleich zwischen Fürsten- und

Volksrecht bewerkstellige. Es solle und werde in Baden
keine Regierung bestehen, die nicht in einem engen Ver¬

trauensverhältnisse zur Majorität stehe. Dies Vertrauen
dürfe kein unbedingtes, kein Zwang sein, die Volksvertretung
müsse ihre Unabhängigkeit wahren, der Minister den Wider¬

spruch einer unabhängigen Volksvertretungertragen können.
Nur bezüglich der Kardinalpunkte der politischer! Ansichten
müsse Einstimmigkeit bestehen. Dies sei das würdigend
gedeiliche Verhältniß , wie er glaube, daß es der Majö ^
entspreche. Im Hinblicke hierauf spreche er nach den heutr,L
ersten offenen Erklärungen dem Ministerium aus, daß es
das Vertrauen der Mehrheit habe . Das ehrliche gute Ler-

hältniß werde Stand halten, das Haus wolle mit diser
Regierung, die es treu meine mit dem Liberalismus , hrt-

arbeiten. (Beifall.)
Es wird hierauf der Antrag Stigler und demscberr

gemäß , ohne Spezialdiskussion , der Adreßentwurf «ge¬
nommen .

WitlerungSbeobacktnnge «
der mtte,rsH >atickea Station Karlsruhe .

^ Thermo» Fvich» ! -
, -oaro- rnrttr tigkeitin Wind. : Himmel . Bemerk » r.

Novbr .
E -r . ;

28. Mttgs. 2Uhr 736 .5 -j- 10 1 84 S . bedeckt veränderlich

. NaLtS Mhr 7400 8.0 91 SW . „ Regen.

SS . MrijS. 7UH- 738 5 i- 2 .1 100 NE . „ Nebel.

Beramwortlicher Redakteur :

H .' inriL Gell in Karlsruhe .

Der „ Figaro " schreibt : Mau legt sich oft die Frage vor, ie die

armen Kutscher bei Regen , Schnee , Frost «ad Wind , bei 4 u»P

bei Nacht »«gestraft allen Unbilden der Witterung trotzen « neu.

Mau ist versucht zu glauben , daß dieselben eine ganz rigeusoufli -

tstion besitzen , welche sie gegen alle und jede Zufälle dir Art

schützt. Uod doch ist dies nicht der Fall ; ganz im Gegrnthei lam¬

men bei keinem Gewerbe krankheitSzuftäade wie Bronchitis , larrhe ,

Erkältungen » der andere Affektionen der Halse» und der Lur häu¬

figer vor , al» gerade bei diesem . Um sich davon zu überzeug , ge¬

nügt er einige Stunden in der Guyot ' schea Apotheke zuzkingen,

welche sich au» der Fabrikation der Theerkapseln eine Spejität ge¬

macht hat . ES ist interessant , die Menge der leeren Wag -zu be¬

obachten , welche vor dieser Apotheke anholten und deren Aer sich

mit dem ihnen so nützlichen Medikamente versehen.

In der That ersetzen die G u y o t 's ch e n T h e erkap ! n mit

Borthril alle Arten Tisanen . Pastillen nab Mixturen , che von

Niemand , der nicht frei über seine Zeit verfügt , genvwmwerde»

können. Ein anderer und nicht minder wichtiger Bortheil e» die»

Medikament besitzt, ist seine Billigkeit. Wenn man bedenklaß jeder

Flacon 60 Kapseln enthält und daß die gewöhnliche Doslu 2 bis

3 Kapseln bei jeder Mahlzeit besteht , so wird man begreif finde»,

daß dir ganze Kur aus nicht höher al» 12 — 15 CentimeiO — Ist

Pfennige ) täglich zu stehen kommt. ES ist evident , daß -Billigkeit

de» Preise» nicht weniger al» die Vorzüglichkeit de» Mittgu seiner

Popularifiraog beigeiragen hat.

Bürgerliche Rechtspflege.
Orssrntliche Anffdrdrruugeu.

T .3S6 . Nr . 12,280 . Eppingen . In

Sachen de» evangelischen Sirchcnalmosen»

hier gegen Unbekannte, Ergenlhvm betr, ,
« erden in Folge Antrag » des evangelischen
KirchengemeinderathS als Vertreter de» klä -

gerischea Theil« alle Diejenigen , welche an

folgenden , angeblich seit »nsürdeuklichen
Zeiten im Besitze de» Kläger» befindlichen

Liegenschaften — in den Grund - uod Psand -

büchrrn nicht eingetragene , auch sonst nicht
bekannte — dingliche Rechte , lehrnrechtliche
odrr fideikonimifsarische Ansprüche haben
oder za haben glauben , »ssgesordert, solche

binnen zwei Monaten

geltend zu machenwidrigenfalls sie dem

neuen Erwerber gegenüber für verloren ge¬

gangen erklärt werden fallen :
1. Ein zweistöckige » Wohnhau » in der

Heilbronurr Straße , neben der Ge¬
meinde und Heinrich Dörr ;

2 . ein Garten im Lauhan», « eben Georg
Lhomä und Wilhelm Sanier .

Uppingen, den 23 . November 1877 ,
Großh . bad. Amtsgericht .

8 u g l e r .
L .755. Nr . 14,626 . Tanberbischos ».

heim . -Beschluß .
Nachdem ans die diesseitige Verfügung

vom 7 . Eept . d. I , Nr . 11,268 , Ansprüche
der dort bezeichneteu Art auf den Keller

nicht arigemeldet worden , so werden solche
dem Noihaa Schloß von Dittighriw und

Benedikt Steinhardt von hier gegenüber
für erl »schen erklärt .

Lauberbischosrheiw , iS . Novbr . 1877 .
Großh . bad. Amtsgericht.

E l s n e r .
Gante».

L .884 . Nr . 32,480 . Bruchsal . Gegen

Isidor Schwaninger von Zeathera ha¬
be» wir Gant erkannt , und er wird nun¬

mehr zum Richtigstellung», und Vorzug»,

verfahren Tagfahrt anderonmt aus
Freitag den 14. Dezbr . d. I .,

Vormittag » S Uhr .
« » werden alle Diejenigen , welche an»

« a» immer für einem Grund « Ansprüche
an dieGantwaffr machen wollen, aufgefor-

dert, solche in der angrsetzteu Tagfahrt , bei

« ermeidoug de» Ausschlüsse» von der « aut .
persönltch oder durch gehörig BesollmSch-

tigte, schriftlich oder mündlich, anzuwelde»

und zugleich ihre etwaigen Vorzugs - »der

UnterpsandSrechte zu bezeichnen, sowie ihre
Beweisurkunden vorzulegen oder den Be¬
weis durch andere Beweismittel « izutreteu.

In derstlben Tagfahrt wird rin Masse»

Pfleger und ein Gläubigeraukfchnß ernannt ,
und rin Borg - oder Rachlaßverüeich ver-

sucht werden, and r» werden in Bquz auf
Borgvergleiche und Ernennung de» Masse-

Pfleger» und GläubigerauSschnffeSdie Nicht¬

erscheinendenal» der Mehrheit der Erschie¬
nenen beitretend angesehen werden

Die im AuSlande wohnenden Gläubiger
haben längsten» bi» zu jmer Tagfahrt einen

dahier wohnenden Gewalthaber sür den

Empfang oller Einhändigungen zu bestellen ,
welche nach den Gesetzen der Partei selbst

geschehen sollen, widrigenfall» alle weiteren

Verfügungen und Erkenntnisse mit der glei¬

chen Wirkung , wie wenn sie der Partei

eröffnet wären , nur an dem SitzangSortr
de» Gericht» angeschlagen , beziehungsweise
denjenigen im AuSlande wohnenden Gläu¬

bigern , deren AnfenhaltSort bekannt ist,
durch die Post zugesendetwürden.

Bruchsal, den 27. November 1877.
Großh . bad. Amtsgericht.

E. v. Sto ckh » rn .
UTE Nr . 28,013. Osfenburg .

Gegen Schmied Eduard Okensuß von
Weier haben wir Gant erkannt , and e» wird

nunmehr zum Richtigstellung»- und Bor -

zugSversahren Tagfahrt anberaumt aus
Freitag den 14 . Dezember d. I . ,

Vorm . 9 Uhr .
ES werden alle Diejenige» , welche an»

wa» immer sür einem Grunde Ansprüche
an die Gantmaffe machen wollen , ausgesor-

dert, solche in der angesetzten Tagfahrt , bei

Vermeidung de» BuSschluffe » von der Gant ,
persönlich oder durch gehörig Bevollmäch¬
tigte, schriftlich oder mündlich , anzumeldeu
und zugleich ihre etwaigen Vorzug»- oder

Unterpfand- rechte zu bezeichnen , sowie ihre
BeweiSurkundeu vorzulegen oder den Be-

wei» durch andere Beweismittel anzutreten .

Ja derselben Tagsahrt wird rin Maffe-

pfieger und ein GlöubigerauSschuß ernannt
and ein Borg - »der Nachlaßvergleichversucht
werden, und e» werden in Bezug auf Borg¬
vergleiche und Ernennung de» Maffepfie-

ger» »nd GläubigeranSschnffe» die Nicht-

erscheineuden al» der Mehrheit der Erschie-

neuen beitretend angesehen werde».
Die im AuSlande wohnenden Gläubiger

haben längsten» bi» zu jener Tagfahrt einen

dahier wohnenden Gewalthaber für den

Empfang aller Eiuhändignogen zu bestellen,
welche nach den Gesetzen der Pattei selbst
geschehen sollen, widrigenfalls alle weiteren

Verfügungen und Erkenntnisse mit der glei¬
chen Wirkung , wie wenn sie der Parte « er¬

öffnet wären , nur an dem EitznngSotte de»

Gericht» angeschlagen , beziehungsweiseden¬

jenigen im AuSlande wohnenden Gläubi¬

gern , deren Aufenthaltsort bekannt ist, dnrch
»ie Post zugesendetwürden.

Offenbnrg , den 26 . November 1877.
Großh . bad . Amtsgericht.

Ganter .
T .880. Nr . 28,420. Offenbar, . Ge -

gen da» Vermögen de» Eteinhauermeister »

Lhristian Hosmann von Offenbnrg habe»

wir Gant erkannt , and e» wird nunwehr

zum Richtigstellung»- und BorzugSverfah-

reu Tagsahrt anderaumt ms

Donnerstag den 20 . Dezember ,
Vormittag » 9 Uhr .

E» werden alle Diejenigen , welche au»

was immer für einem Grunde Ansprüche an
die Gammaff « machen wollen , aufgefordert ,
solche in der angesetztenTagfahrt , bei Ver -

meidung de» Ausschlusses von der Gant ,
persönlich oder durch gehörig Bevellmäch-

tigte, schriftlich oder mündlich , snzumelde«

«nd zugleich ihre etwaigen Vorzug»- «der

UnterpsandSrechte zn bezeichne « , sowie ihre
BeweiSurkundeu vorznlegen oder den Be¬
weis durch andere Beweismittel anzutreten .

In derstlben Tagsahrt wird ein Maffe-

pflegrr und rin GläubigerauSschuß ernannt ,
und ein Borg - oder Nachlaßverglkich ver-

sucht werden , und e» werden in Bezug aus
Bsrzvergleichr und Ernennung de» Masse-

pflearr» und GläubigerauSschnffeS dir Ntch!»

e(scheinenden al» der Mehrheit der Erschie-

neuen beitretend angesehen werden.
Die im AuSlande wohnenden Gläubiger

haben längstens bis zu jener Tagfahrt einen

dahier wvhuendeu Gewalthaber für den

Empfang aller Einhändigungen z« bestellen ,
welche nach den Gesetzen der Partei selbst ge¬
schehen sollen, widrigenfalls alle weitere«

Verfügungen und Erkenntnisse mit der

gleichen Wirkung , wie wenn sie der Partei
eröffnet wären , nur an dem Sitzung - orte
de» Gericht« angeschlagen , beziehungsweise
denjenigen im AuSlande wohnenden Glau -

bigern , deren AnteuthaltSvrt bekannt ist,
dnrch die Post zpgesendetwürden .

Offenbnrg , den 27 . November 1877.
Großh . bad. Amtsgericht .

Saar .
T .877. A - G .- Nr . 56 515 . Pforzheim .

Segen Lithograph Philipp Schmrtt hier
hoben wir Gant erkannt und Tagsahrt zum
Richtigstellung- ' und BorzugSv«rsahr -u aus
Samstag de « 15 . Dezember d. I .,

Nachm . 3 Uhr ,
angrordnet .

Alle Diejenigen , welche au» wa» immer
sür einem Grunde Ansprüche an die Masse
machen wollen, werden aafgesordert , solche
in der Tagfahrt bei Bermerdnng de» Au»,

schlaffe » persönlich oder durch gehörig Be -

vvllwächtigtr , schriftlich oder mündlich an-

znmeldeu, chre etwaigen Vorzug », und Uriter-

psandSrechte genau zu bezeichnen und zu¬
gleich die BeweiSurkundeu vorznlegen oder
den Beweis mit anderen Beweismitteln aa -

zntrete «. In der Tagfahrt soll auch eia

Maffepfleger und ei» Gläubigerantschaß er-

nannt und ein Borg - und Nachlaßvergleich
versucht werden. Zn Bezug ans Bvrgvrr -

gleich und jene Ernennungen wird der

Nichterscheinende al» der Mehrheit der Er¬

schienenen beitretend angesehen werdru .
De « Ausländern wird aufgegeben, bi» dahin
einen dahier wvhnrnden Gewalthaber für
den Empfang aller Einhändigungen , welche
der Partei selbst geschehen sollen , zn be-

stelle» , widrigen» alle weiteren Versagun¬

gen mit Wirkung der Eröffnung an der
GerichtStafal angeschlagen, bezw . den be-

kannten Gläubigern durch die Post zuge-

sendet würden .
Pforzheim , den 23 . November 1877.

Großh . bad. Amtsgericht.
Arnold .

T . 860 . Nr . 65 .273 . Mannheim .

Gegen Simon Spoh » , Schuhmacher von
Mannheim , haben wir Gant erkannt, urd !
e» wird nunmehr zum Richtigstellung»- !
und Vorzug- verfahren Tagfahrt anberaumt
ans

Mittwoch den 19. Dezember , !

Vormittag » 9 Uhr . i
ES werden alle Diejenigen , welche au»

« a» immer für einem Grunde Ansprüche an
die Gantmaffe machen wollen , aufgesordert,
solche in der angesetztenTagfahrt , bei Ver¬

meidung de» Ausschlusses von der Gant ,
persönlich odrr durch gehörig Bevollmäch¬
tigte, schriftlich odrr wündlich , auznmeldev
und zugleich ihre etwaigen Vorzug»- oder

UnterpsandSrechtezu bezeichnen , sowie ihr«
BeweiSurkundeu vorznlegen oder den Be¬
weis dnrch ander« Beweismittel anzutreten .

In derselben Tagfahrt wirb ein Maffe-

pfieger und ein GläubigerauSschuß ernannt ,
und rin Borg - oder Nachlaßvergleich ver¬

sucht werden , und e» werden in Bezug aus
Borgvergleiche und Ernennung de» Waffe-

Pflegers und GläubigerauSschnffeSdie Nicht-

erscheinendenal» der Mehrheit der Erschle-

nenrn beitretend angesehen« erde«.
Die im AuSlande wohnenden Gläubiger

haben längsten» bi» zu jener Tagsahrt einen

dahier wohnende» Gewalthaber für den

Empfang aller Einhändigungen zu bestellen ,
welche nach de« Gesetzen der Partei selbst

geschehen sollen , widrigenfalls alle weiteren

Verfügungen und Erlenutniffe mit der glei¬
chen Wirkung , wir wenn sie der Pattei er-

öffnet wären , nur au dem SitzangSortr
de« Gericht» angeschlagen, beziehungsweise
denjenigen im Ausland « wohnenden Gläu¬

bigern, deren Aufenthaltsort bekannt ist,
durch die Post zugesendetwürden.

Manrheim , den 22. Navembrr 1877.
Großh . bad. Amtsgericht.

W e n g l e r.
T .844 . Nr . 64,092 . Mannheim .

Die Gant de» WirthS Franz
Simon B ath hier betreffend.

Beschluß .
In obiger Ssntsache werden alle dirjeni

gen Gläubiger , welch« bis jetzt ihre Forde¬
rungen nicht aogcmeldet haben , mit allen

ihren Ansprüchen von der Gantmaffe aus

geschloffen.
Mannheim , den 6. November 1877.

Großh. bad. Amtsgericht.
Ullrich .

T .876 . Nr . 85,827 . Pforzheim .
LuSschluß - Erkeuntaiß .

Ja der Gant gegen Karl
Angnst Ungerer hier

werden Alle , welche ihre Aiüche n '^ z
vor oder in der Tagfahrt » Heutig*»
»»meldeten, von der Waffe auchloffen.

Pforzheim , den 21. Novemk877 .
Großh . bad . AmtSge.

Arnold .
T .846 . Nr . 9760 . Steen .

J . S
mehrerer Glaubt ,

gege
den Nachlaß Wagner »
Aloi» DL sch ln Wettel-
brnnn ,

Forderung röorzug be¬
treffend.

Alle diejenigen Släubigewelch« ihrr
Forderungen vor «der in deitigen .Tag¬
sohrt nicht angemcldet habenerdeu hier¬
mit von der vorhandenen ffe ausge¬
schlossen.

Staufen , den 23. Novem877 .
Großh . bad. Bmtcht.

Hild ebrar

vcrwLzeusabsvudze ».
T .867 . Nr . 8150 . Kar , he . Durch

Urtheil vom Heutigen » wie Ehefrau
der Bauführers Friedrich h von Pforz¬
heim, Katharina , geb. Geh für berech -

tigt erklärt , ihr Vermögm dem ihre»
Ehemannes abzusondern. » wird zur
Kenntaiß der Gläubiger gü.

Karlsruhe , den 20. Okt,877 .
Großh . bad . Kre .S» uifgericht.

Eivilkamme,
Gerbt

»heimer .
KT .868 . Nr . 8196 . Kanhe . Durch
Urtheil vom Heutiger, » die Ehefra»
de» KunstgSttaerS Albern ning von
Karlsruhe , Amalie , geb . lür berechtigt
erklärt, ihr Vermögen v« ihre» Ehe¬
mannes »bzusoadern.

Die» wird zur Kennte Gläubiger
gebracht.

Karlsruhe , den 22 . OI1877.
Großh . bad. Kreis - vfgericht.

Livilkamn
Ries

pheimer .
T .87S. Nr . 20,310 . wetzingrn .

Die Gantn Abraham
Böhm vonohnm betr .

Beschl
Ans Antrag der Ehest Bankschuld-

ner» und in Anweadi » § 1060 b.
P .O . wird

c>nS gespm :
Die Ehefrau mtfchnldnerS,

Barbara , geb . Kc von Hocken -
heiw, wird für ht erklärt , ihr
Vermögen von dien ihres Ehe¬
mannes abzusonl

Schwetzingen, den Amber 1877.
Großh . bad. Acht.

Ar « br

Druck und Verlag der S. Braun ' schen Hofbuchdruckerei .
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